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erwarten wir eine stabile Entwicklung mit einem Volumen 
von knapp 13,9 Mio. Einheiten. Der US-Markt erfährt 2017 
eine Seitwärtsentwicklung, wir rechnen erneut mit 17,1 Mio. 
Light Vehicles. Der chinesische Pkw-Markt wird 2017 weiter 
zulegen, allerdings mit geringerer Geschwindigkeit: Wir er-
warten ein Plus von 5% auf 24,2 Mio. Pkw. Insgesamt wird 
der Pkw-Weltmarkt 2017 um 2% auf 83,6 Mio. Einheiten 
wachsen. 

Dies auch deshalb, weil wir davon ausgehen, dass bei den 
beiden großen Sorgenkindern – Brasilien und Russland 
– die lange Talfahrt nun ein Ende fi ndet: Für Russland er-
warten wir im laufenden Jahr erstmals wieder ein leichtes 
Wachstum von 5% auf 1,5 Mio., Brasilien wird sich 2017 auf 
dem niedrigen Vorjahresniveau bewegen.

Zukunftsthemen anpacken!

So ordentlich das Automobiljahr 2016 auch war – wir ruhen 
uns keineswegs auf dem Erreichten aus. Denn wir stehen 
vor enormen Herausforderungen – auf der Antriebsseite, 
bei der Digitalisierung. Manch einer spricht von disruptiven 
Veränderungen. Vom italienischen Dichter und Philosophen 
Dante Alighieri ist der Spruch überliefert: „Der eine wartet, 
dass die Zeit sich wandelt, der andere packt sie kräftig an 
und handelt“. Diese Grundüberzeugung prägt auch die 
deutsche Automobilindustrie. Deshalb gehen unsere Un-
ternehmen – Hersteller wie Zulieferer – die Zukunftsthemen 
offensiv an, wie anhand der folgenden Punkte deutlich wird: 

• Bis zum Jahr 2020 werden die deutschen Automobilher-
steller ihr Modellangebot an E-Autos mehr als verdreifa-
chen – von derzeit 30 Modellen auf knapp 100. Schon 
2019 wird der Elektroantrieb (Plug-in Hybrid Vehicle, 
PHEV; Battery Electric Vehicle, BEV) in praktisch allen 
Baureihen vertreten sein.

Die Erwartungen der Wirtschaft für 2017
Das vergangene Jahr 2016 war in den einzelnen Wirtschaftsbranchen unterschiedlich 
erfolgreich. Insgesamt ist das Bruttoinlandsprodukt um 1,8% gestiegen. Die Aussichten für 
2017 sind gleichbleibend, aber mit großen Unsicherheiten behaftet. Vor allem das Ergebnis 
der US-Wahl und der kommende Brexit lassen protektionistische Tendenzen befürchten. Für 
die exportorientierte deutsche Wirtschaft ist das besonders ungünstig. Daher wird von den 
befragten Verbandsvertretern eher ein gedämpftes Wachstum erwartet.

Auch wenn das Jahr 2016 in vielerlei Hinsicht kein einfaches 
war – mit Blick auf die Märkte war es ein gutes Automobil-
jahr. Die Nachfrage nach Neuwagen stieg weltweit. Im Ge-
samtjahr 2016 nahm der westeuropäische Pkw-Markt um 
5% auf 13,9 Mio. Einheiten zu. Der US-Markt (Light Vehic-
les) war mit 17,1 Mio. Neuwagen zwar leicht rückläufi g (-2%), 
allerdings bewegte er sich auf sehr hohem Niveau. Über-
raschend stark war der chinesische Pkw-Markt mit einem 
Plus von 15% auf 23,1 Mio. Einheiten. Insgesamt wuchs der 
Pkw-Weltmarkt 2016 um 4% auf rund 81,6 Mio. Einheiten 
und überschritt damit erstmals die 80-Millionen-Marke.

Auch die Entwicklung des Inlandsmarktes war erfreulich: 
Der deutsche Pkw-Markt legte 2016 um 5% auf fast 3,4 Mio. 
Neuzulassungen zu. Das ist das höchste Niveau seit Beginn 
des Jahrzehnts. Rückenwind bekam der Markt durch die 
anhaltend gute gesamtwirtschaftliche Entwicklung, die sich 
in einem hohen Beschäftigungsstand und einer guten Ein-
kommenssituation der Konsumenten widerspiegelt, sowie 
günstige Finanzierungsbedingungen. Für 2017 gehen wir 
von einem ähnlich hohen Marktvolumen aus. Die Beschäfti-
gung im Inland ist um 13 800 auf 814 600 Mitarbeiter gestie-
gen, ein sehr hohes Niveau. 

Die Inlandsproduktion stieg 2016 trotz eines schwierigen 
Umfelds auf rund 5,8 Mio. Einheiten, mit einem ähnlich ho-
hen Volumen rechnen wir 2017. Der Pkw-Export entwickelte 
sich 2016 mit 4,4 Mio. Einheiten stabil. Für 2017 erwarten 
wir ein Volumen von 4,3 Mio. Pkw (-2%). Die Auslandspro-
duktion der deutschen Konzernmarken stieg 2016 um 6% 
und überschritt erstmals die 10-Millionen-Marke; 2017 wird 
sie voraussichtlich um 3% wachsen. 

Was erwarten wir für das Jahr 2017? Insgesamt geht es 
weiter aufwärts, allerdings nehmen auch die Risiken zu. Die 
Wachstumskurve wird fl acher verlaufen. Für Westeuropa 
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Automobilindustrie mit ausgewählten Städten. Zudem 
weiten die deutschen Hersteller ihre Car-Sharing-Ange-
bote national und international aus.

Bedeutung der Elektromobilität

Im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion steht die Fra-
ge nach der Antriebsart des Automobils. Heute sind 98% 
des gesamten Pkw-Bestands in Deutschland Autos mit 
Verbrennungsmotor. Dies gilt auch für die Neuzulassun-
gen. Der Anteil von Elektrofahrzeugen liegt im bisherigen 
Jahresverlauf noch unter 1%. Doch in den nächsten Jahren 
wird sich das Bild erheblich ändern. 

Es ist noch nicht lange her, da gingen Experten davon 
aus, dass im Jahr 2025 etwa 3% der neu zugelassenen 
Pkw über einen Elektroantrieb verfügen würden. Wir sind 
heute davon überzeugt, dass die Entwicklung wesentlich 
schneller erfolgen wird und rechnen damit, dass im Jahr 
2025 etwa 15% bis 25% der Neuzulassungen elektrisch 
unterwegs sein werden. Die Zahl der Modelle steigt, ab 
der kommenden Dekade erreicht die Elektromobilität den 
Massenmarkt. Die Reichweite wird kräftig zunehmen, 500 
Kilometer mit einer Batterieladung gehören dann zum 
Standard. Zudem gehen wir davon aus, dass die Batterie-
kosten weiter sinken. 

Die 40 Mrd. Euro, die die deutsche Automobilindustrie in 
alternative Antriebe investiert, umfassen nicht nur For-
schungs- und Entwicklungsinvestitionen, sondern auch 
Aufwendungen für Produktion und Werkzeuge. Dies ist 
eine große Kraftanstrengung für die deutsche Automobil-
industrie. Denn diese hohen Investitionen müssen aus dem 
laufenden Geschäft erwirtschaftet werden. Zudem werden 
auch Benziner und Diesel weiter verbessert, beim Ver-
brauch und bei den Emissionen.

Wir können uns nicht – wie das manche außerhalb der 
Branche meinen – einfach aus einer Antriebsart „verab-
schieden“. Diese Industrie ist kein Start-up-Unternehmen, 
das sich trotz ständiger Verluste immer wieder frisches 
Geld holen kann. Sie trägt Verantwortung für viele hun-
derttausend Beschäftigte. Es wird entscheidend darauf 
ankommen, wie sich die Märkte weltweit entwickeln. Eines 
ist sicher: Der Kunde tanzt nicht nach der Pfeife von Plan-
wirtschaftlern.

Ich bin davon überzeugt, dass die Elektromobilität dieser 
Industrie und auch dem Automobilstandort Deutschland 
enorme Chancen bietet. So rechnet beispielsweise Daimler-
Vorstand Ola Källenius dank der Umstellung auf Elektroau-
tos in den nächsten Jahren sogar mit mehr Arbeitsplätzen. 
Denn parallel zur Elektromobilität müssen die klassischen 
Antriebe weiterentwickelt werden. Der Weltautomobilmarkt 

• Bis 2020 investiert die deutsche Automobilindustrie 
über 40 Mrd. Euro in alternative Antriebe.

• Auch bei der Ladeinfrastruktur setzt sie ein Zeichen: 
BMW, Daimler und Volkswagen mit Audi und Porsche 
planen zusammen mit der Ford Motor Company ein 
Joint Venture für ein ultraschnelles Hochleistungslade-
netz an Autobahnen in Europa. Im ersten Schritt sind 
400 Standorte vorgesehen. Diese Initiative zeigt, wie 
ernst es die deutschen Hersteller mit der Elektromobi-
lität meinen. Und dass sie gewillt sind, dieses gemein-
same Projekt herstellerübergreifend anzupacken, ähn-
lich wie beim Kauf von Nokia Here.

• Die konventionellen Antriebe – Benziner und Diesel – 
werden wir weiter entwickeln und optimieren. Dadurch 
sind Verbrauchssenkungen von 10% bis 15% in den 
nächsten Jahren möglich.

• Wir schließen die letzten „Baustellen“ bei den Abgas-
emissionen: Ab 2017 werden mehr und mehr Pkw, die 
einen Benzinmotor mit Direkteinspritzung haben, mit 
Partikelfi ltern ausgerüstet. Damit wird das Feinstaub-
problem beim Benziner gelöst.

• Dieselmotor: Wir forcieren die Einführung von Selective 
Catalytic Reduction (SCR), der modernsten Abgastech-
nologie. Ende 2019 werden bereits 80% der Diesel-
Pkw-Neuzulassungen mit SCR arbeiten, zu Beginn der 
nächsten Dekade wird es nahezu jeder neu zugelassene 
Diesel-Pkw sein. Damit ist die Stickoxidfrage bei Neu-
fahrzeugen gelöst. Ein Feinstaubproblem hat der Diesel 
ja seit vielen Jahren nicht mehr, weil der Partikelfi lter seri-
enmäßig eingesetzt wird.

• Wir setzen auf erdölunabhängige „e-fuels“. Damit kann 
eine CO2-neutrale Mobilität selbst beim Verbrenner 
sichergestellt werden, weil diese Kraftstoffe bei ihrer 
Produktion genau so viel CO2 binden, wie sie bei ihrer 
Verbrennung wieder abgeben.

• Wir investieren in die Digitalisierung – neben der Elekt-
romobilität der zweite große Innovationstrend – in den 
nächsten drei bis vier Jahren 16 Mrd. bis 18 Mrd. Euro. 

• Die deutsche Automobilindustrie ist bereits heute Pa-
tentweltmeister beim vernetzten und automatisierten 
Fahren: An allen seit 2010 weltweit erteilten Patenten 
auf diesem Feld hat sie einen Anteil von 58%. Diese 
Position wollen wir weiter ausbauen.

• Wir entwickeln innovative Konzepte für urbane Mobilität, 
um diese umweltschonender, sicherer, verlässlicher und 
effi zienter zu gestalten. Dazu kooperiert die deutsche 
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wird bis zum Jahr 2020 um gut 11% auf 91 Mio. Neuwagen 
zunehmen. Ein Großteil dieses Zuwachses werden Autos 
mit Verbrennungsmotor sein, auch wenn der Anteil von 
Elektrofahrzeugen stetig zunehmen wird. Wir haben das 
Ziel, auf beiden Entwicklungslinien erfolgreich zu sein.

Die deutsche Automobilindustrie ist hellwach beim The-
ma Elektromobilität. Das zeigt ein Blick auf die Märkte: In 
Deutschland beträgt unser Marktanteil bei Elektro-Pkw 
57%, in Westeuropa sind es 48%. Und in Norwegen – dort 
haben bereits drei von zehn neu zugelassenen Autos einen 
Elektroantrieb – haben wir unseren Marktanteil auf 57% 
ausgebaut. Auf dem US-Markt trägt jedes fünfte neu ver-
kaufte Elektroauto ein deutsches Konzernmarkenzeichen. 
Selbst in Japan ist unser Marktanteil zweistellig (12%).

Natürlich braucht der Hochlauf der Elektromobilität die 
entsprechende Ladeinfrastruktur. Die Bundesregierung 
hat mit ihrem Beschluss, hierfür 300 Mio. Euro bis zum 
Jahr 2020 zu investieren, die richtigen Schritte unternom-
men. Wir schätzen, dass wir damit von den aktuell 6800 öf-
fentlichen Ladepunkten auf etwa 15 000 kommen werden; 
bei den Schnellladestationen von 150 auf einige Tausend. 
Das jetzt angekündigte Joint Venture deutscher Automo-
bilhersteller und des US-Konzerns Ford zum Aufbau von 
400 Ultra-Schnellladestationen in Europa ist ein starkes Si-
gnal. Das Schnelladen ist besonders entlang der Autobah-
nen wichtig, wo man nur kurz halten will. 

Ich bin davon überzeugt: Die Politik sollte kluge und durch-
aus anspruchsvolle Rahmenbedingungen setzen, aber kei-
ne Technologievorgaben oder gar Verbote für bestimmte 
Antriebsarten erteilen. Nicht Bürokraten treiben den techni-
schen Fortschritt voran, sondern die vielen tausend Ingeni-
eure und Entwickler bei unseren Herstellern und Zulieferern.

ZeitgesprächZeitgespräch
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• Auftragsbestand Ende September 2016: +31,0%.

Die Aufl istung der positiven Rahmenbedingungen liest sich 
seit Jahren gleich. Eine anhaltend hohe Nettozuwanderung 
aus dem Ausland, aber auch die Binnenwanderung in die 
Großstädte sorgen für eine weiter steigende Nachfrage 
nach Wohnraum in den Ballungsgebieten und ihrem Um-
land. Weiter steigende Beschäftigungszahlen und – dank 
des niedrigen Infl ationsniveaus – real deutlich zulegende 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte stützen die 
Kaufkraft. Hinzu kommen ein weiterhin niedriges Zinsni-
veau für Hypothekarkredite sowie ein Zinsvorsprung der 
Mietrenditen gegenüber festverzinslichen Anlagen von gut 
3 Prozentpunkten. All dies wird vor allem den Wohnungs-
neubau weiter antreiben, während die Bestandsmaßnah-
men – vor allem die energetische Sanierung – eine deutlich 
niedrigere Wachstumsrate verzeichnen. 

Aber auch der Neubaumarkt wird sich weiter spreizen. Die 
Zahl der Neubaugenehmigungen für Ein- und Zweifami-
lienhäuser lag 2016 nur minimal höher als ein Jahr zuvor. 
Bei den Mehrfamilienhäusern war dagegen ein Genehmi-
gungsplus von rund einem Drittel zu beobachten. Dies ist 
auch auf ein überproportionales Wachstum im Teilsegment 
der Wohnheime zurückzuführen, in dem Wohnungen für 
Flüchtlinge errichtet werden. Als ein Bremsklotz, vor allem 
auf die Preise, wirkt sich allerdings in den Großstädten der 
Mangel an verfügbarem Bauland aus. Diese stiegen in den 
Großstädten für erschlossenes Wohnbauland 2015 auf 
durchschnittlich 700 Euro/m² an, was einer Verdoppelung 
gegenüber dem Ausgangswert von 2009 entspricht. Erste 
Zahlen für 2016 deuten auf einen weiteren Preisanstieg hin. 

Die Zahl der fertiggestellten Wohnungen dürfte 2017 erst-
mals seit 2001 wieder die Marke von 300 000 Einheiten 
übertreffen, damit aber den allgemein akzeptierten Bedarf 
von rund 400 000 Wohnungen weiter verfehlen. Die Um-
sätze des Bauhauptgewerbes im Wohnungsbau werden 
nochmals deutlich steigen. 

Öffentlicher Bau: stabiles Wachstum auf 
Vorjahresniveau

Auch im Öffentlichen Bau zeichnen die Vorlaufi ndikatoren 
insgesamt ein sehr positives Bild: 

• Baugenehmigungen (Baukosten) Januar bis Oktober 
2016: +28,5%,

• Auftragseingang Januar bis Oktober 2016: +18,0%,

Michael Knipper

Bauindustrie: Nach erfolgreichem Jahr weiteres Wachstum erwartet

Das deutsche Bauhauptgewerbe sieht auf ein erfolgrei-
ches Baujahr 2016 zurück. Anders als 2015 ließen die Wit-
terungsbedingungen ganzjährig eine Produktion ohne Be-
einträchtigungen zu. Dank der höchsten Auftragsbestände 
seit 20 Jahren zum Jahreswechsel 2015/2016 und anhal-
tend starker Nachfrage im Jahresverlauf haben die Unter-
nehmen des Bauhauptgewerbes im Vorjahr ein nominales 
Umsatzplus von rund 6% erwirtschaftet. Bei einer Preis-
steigerungsrate von 1,5% lag damit das reale Wachstum 
bei etwa 4,5%. Die Bauwirtschaft war somit eine Stütze der 
Konjunktur. Die positive Entwicklung entsprach der Stim-
mungslage in der Branche. In den Umfragen des Deut-
schen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) und 
des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung wurden im Spät-
herbst bzw. zum Jahresende äußerst positive Werte für die 
Geschäftslage und die Geschäftserwartungen gemeldet, 
die zudem deutlich höher lagen als ein Jahr zuvor. 

Auch der Bauarbeitsmarkt profi tierte vom deutlichen Um-
satzwachstum. 2016 markierte das siebte Jahr eines unun-
terbrochenen Beschäftigungsanstiegs im Bauhauptgewer-
be. Im Jahresdurchschnitt lag die Zahl der Erwerbstätigen 
mit rund 780 000 um gut 2% höher als ein Jahr zuvor. Ge-
genüber dem beschäftigungspolitischen Tiefpunkt in der 
Branche im Jahr 2009 stieg die Zahl der Erwerbstätigen 
sogar um mehr als 10%. Es wird allerdings immer schwie-
riger, die Nachfrage nach Arbeitskräften auch zu befriedi-
gen. Im November 2016 erreichte die Zahl der arbeitslosen 
Baufacharbeiter mit 19 000 einen historischen Tiefstand, 
das Vorjahresniveau wurde nochmals um 15% unterboten. 
Im Bereich der Bauingenieure liegt bereits seit März 2015 
die Zahl der offenen Stellen über der der Arbeitslosen. Ent-
sprechend sahen im Herbst des vergangenen Jahres 69% 
der Baufi rmen im Fachkräftemangel das größte Risiko für 
die wirtschaftliche Entwicklung des eigenen Unterneh-
mens im neuen Jahr. Gegenüber dem Herbst 2010 hat sich 
der Anteil mehr als verdoppelt.

Wohnungsbau: weiter an der Spitze der 
baukonjunkturellen Entwicklung

2017 wird im achten aufeinander folgenden Jahr der Woh-
nungsbau die höchste Wachstumsrate der Bausparten im 
Bauhauptgewerbe ausweisen. Darauf deuten alle Vorlauf-
indikatoren hin: 

• Genehmigte Neubauwohnungen (Baukosten) Januar bis 
Oktober 2016: +18,5%,

• Auftragseingang Januar bis Oktober 2016: +17,6%,
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• Auftragsbestand Ende September 2016: +20,0%.

Dies ändert aber nichts am generellen Befund einer seit 
Jahren anhaltenden Investitionsschwäche der gewerbli-
chen Wirtschaft. Seit 2002 decken die Bruttoanlageinvesti-
tionen gerade noch die Abschreibungen; die Nettoinvestiti-
onsquote beträgt im Jahresdurchschnitt nur 1% des Brut-
toinlandsproduktes. 

Der Vorsitzende des Sachverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Christoph 
M. Schmidt, weist auf den hohen positiven Finanzierungs-
saldo der deutschen Unternehmen hin.1 Der Anstieg der 
Unternehmensersparnis gehe Hand in Hand mit einer ho-
hen Investitionstätigkeit im Ausland. Deutsche Unterneh-
men kämen bei ihren Investitionsentscheidungen häufi g zu 
dem Schluss, dass ein Engagement im Inland nicht hinrei-
chend attraktiv sei. Hier müsste die deutsche Wirtschafts-
politik in erster Linie ansetzen. 

Die Überschüsse in den öffentlichen Haushalten bieten 
nach Meinung der deutschen Bauindustrie gute budgetäre 
Voraussetzungen für eine Neuausrichtung der Wirtschafts-
politik. Freie Mittel sollten zukünftig stärker zur Förderung 
der Wachstumskräfte als zu verteilungspolitischen Zwe-
cken eingesetzt werden. Für uns heißt das:

• Der Produktivitätsfortschritt in der Wirtschaft muss wie-
der Fahrt aufnehmen. Wichtig dafür ist, dass der Digi-
talisierungsprozess vorankommt. Die Breitbandinitiative 
der Bundesregierung muss für schnelles Internet überall 
in Deutschland sorgen. 

• Nach den „Rentengeschenken“ der vergangenen Jahre 
können wir uns eine zusätzliche Mindestrente nicht leis-
ten. Die Politik sollte sich besser darauf konzentrieren, 
dass wir Fachkräfte möglichst lange in unseren Unter-
nehmen halten können. 

• Die Energiepolitik bedarf eines energischen Umbaus. 
Bereits seit mehr als zehn Jahren liegen die Nettoan-
lageinvestitionen der energieintensiven Branchen im In-
land unter der Null-Linie. Auch diese Industrien müssen 
in Deutschland langfristig eine Chance haben. 

Für 2017 erwarten wir im Wirtschaftsbau eine leichte 
Wachstumsabschwächung. Im internationalen Umfeld 
sind 2016 neue Risiken entstanden (Brexit, Wahl von Do-
nald Trump, der den Freihandel beschränken will). Diese 
führen zu erhöhter Unsicherheit und sind geeignet, bei 
den Investoren im Inland im neuen Jahr für Zurückhaltung 

1 C. M. Schmidt: Warum sind die Investitionen so schwach?, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 14.11.2017.

• Auftragsbestand Ende September 2016: +22,8%.

Die stete Kritik der Bauindustrie am Zustand der Infra-
struktur und an der Investitionszurückhaltung der öffent-
lichen Hand hat inzwischen Früchte getragen. Die Bun-
desregierung hat seit der Bundestagswahl 2013 auf den 
Substanzverlust der öffentlichen Infrastruktur reagiert. Die 
Investitionswende ist zumindest im Bereich der Bundes-
verkehrswege eingeleitet. Der von Bundesverkehrsminis-
ter Dobrindt initiierte Investitionshochlauf wird sich auch 
2017 in der Produktion des Bauhauptgewerbes bemerkbar 
machen. Die Investitionen in die Bundesfernstraßen und 
Bundeswasserstraßen sollen nochmals um nahezu 400 
Mio. Euro höher liegen als im Vorjahr. Auch für 2018 ist eine 
weitere Anhebung um 600 Mio. Euro in die Finanzplanung 
eingestellt. In der Praxis wird allerdings die Umsetzung der 
Mittel in konkrete Projekte durch den Mangel an Planungs-
kapazitäten auf Länderebene zunehmend behindert. Der 
Hauptverband plädiert deshalb dafür, auch die bauausfüh-
rende Wirtschaft selbst mit Planungsaufgaben, z.B. im Be-
reich der Ausführungsplanung, zu betrauen. 

Hoffnungen setzt die deutsche Bauindustrie im neuen Jahr 
allerdings vor allem auf die Kommunen. Deren Personal-
kapazitäten waren in den vergangenen beiden Jahren vor 
allem durch die hohe Zahl von Flüchtlings-Erstaufnahmen 
gebunden. Dies hat unter anderem dazu geführt, dass vom 
Kommunalinvestitionsförderungsfonds, den der Bund 2015 
mit 3,5 Mrd. Euro ausgestattet hatte, im Herbst 2016 erst 
1,1 Mio. Euro abgerufen waren. Nachdem sich die Flücht-
lingszahlen nun auf niedrigerem Niveau stabilisiert haben, 
dürften die Kommunen 2017 in der Lage sein, mit Hilfe des 
Fonds die dringend notwendigen Schulsanierungen anzu-
gehen. Dies gilt umso mehr, als der Fonds zum Jahresende 
2016 auf insgesamt 7 Mrd. Euro aufgestockt wurde und die 
Kommunen durch die Lockerung des Kooperationsverbots 
im Bildungsbereich die Mittel freier verwenden dürfen. 

Basierend auf diesen Einschätzungen erwarten wir für das 
Bauhauptgewerbe 2017 ein Umsatzplus im Öffentlichen 
Bau auf dem Niveau des Vorjahres. 

Wirtschaftsbau: Wachstum schwächt sich leicht ab

Obwohl die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
und die neu hinzugekommenen außenwirtschaftlichen Ri-
siken eigentlich eine andere Entwicklung hatten vermuten 
lassen, haben sich die Vorlaufi ndikatoren im gewerblichen 
Bau 2016 unerwartet positiv entwickelt:

• Baugenehmigungen (Baukosten) Januar bis Oktober 
2016: +22,6%,

• Auftragseingang Januar bis Oktober 2016: +13,4%,
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Ausbau, die Erhaltung und den Betrieb der Bundesfern-
straßen sicherzustellen. Zum anderen die Bündelung der 
Finanzierungs-, Bau- und Betriebsverantwortung in einer 
Hand auf Bundesebene. Dadurch können Ineffi zienzen 
überwunden werden, wie sie sich in der Vergangenheit 
aus Interessensunterschieden zwischen Bund, Ländern 
und Landesstraßenbauverwaltungen ergeben haben.

Die Gesellschaft sollte sich unter Berücksichtigung des 
Lebenszyklusansatzes streng am Prinzip der Wirtschaft-
lichkeit orientieren. Dies bedeutet auch, dass die Gesell-
schaft aus der Vielfalt an Beschaffungsvarianten, von der 
konventionellen Beschaffung über Design-and-Build-
Verträge bis hin zu Funktionsbauverträgen und Öffentlich-
Privaten Partnerschaften (ÖPP), die in Bezug auf das kon-
krete Projekt wirtschaftlichste Umsetzungsmöglichkeit 
auszuwählen hat. Wir schlagen deshalb vor, die Durchfüh-
rung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen verbindlich 
festzuschreiben. Gleichzeitig sollte die Gesellschaft bun-
desweit einheitliche Standards für die unterschiedlichen 
Beschaffungsvarianten sowie einheitliche technische Re-
gelwerke über die Landesgrenzen hinaus festlegen.

Die für eine Infrastrukturgesellschaft Verkehr notwendige 
Grundgesetzänderung muss noch in dieser Legislaturpe-
riode von Bundestag und Bundesrat beschlossen werden. 
Das geplante Errichtungsgesetz sollte sich am Grundsatz 
„So viel Zentralität wie nötig, so viel Dezentralität wie 
möglich“ orientieren. Ziel ist eine schlanke Management-
gesellschaft, deren operative Einheiten projektnah in den 
Bundesländern angesiedelt sein sollten. Es ist unbestrit-
ten, dass die personellen Kapazitäten der Auftragsverwal-
tungen der Länder auch künftig vor Ort benötigt werden.

zu sorgen. Die Umsätze des Bauhauptgewerbes in dieser 
Sparte werden daher nur leicht zulegen. 

Für 2017 erwarten wir für das Bauhauptgewerbe insge-
samt eine Beibehaltung des Wachstumskurses, die Um-
sätze werden voraussichtlich nominal um weitere 5% – 
und damit allenfalls leicht unter Vorjahresniveau – zulegen.

Infrastrukturgesellschaft des Bundes errichten

Neben der verbesserten Finanzausstattung bei der Inves-
titionslinie Verkehr muss eine grundlegende Reform der 
Auftragsverwaltung für die Fernstraßen des Bundes in 
Angriff genommen werden. Die traditionelle Aufgabentei-
lung zwischen Bund und Ländern hat sich überlebt. Für 
die Zukunft muss sichergestellt werden, dass der Bund 
mehr Einfl uss auf die Beschaffung der Fernstraßen neh-
men kann, sei es bei der Priorisierung der Maßnahmen, ei-
ner bundesweiten Standardisierung und Vereinheitlichung 
von Prozessen oder im Bereich des Projekt-Controllings. 
Daher begrüßen wir den Beschluss der Regierungschefs 
von Bund und Ländern vom 16. Oktober 2016, die Grün-
dung einer Infrastrukturgesellschaft Verkehr voranzutrei-
ben. Wir teilen die Auffassung, dass durch eine solche 
Gesellschaft die Beschaffungsprozesse im Bereich der 
Bundesfernstraßen langfristig effi zienter gestaltet werden 
können.

Wir sehen zwei wesentliche Vorteile: Zum einen die Schaf-
fung eines Finanzierungskreislaufs, in dem die Maute-
innahmen – ergänzt durch Haushaltsmittel – zweckge-
bunden dafür eingesetzt werden, den bedarfsgerechten 

Utz Tillmann

Chemiegeschäft ohne nennenswerte Dynamik

Die Chemieproduktion ist 2016 insgesamt nur um 0,5% 
gestiegen. Ohne den Pharmaanteil hat die Produktions-
menge sogar stagniert. Damit ist die Chemie etwas we-
niger als die anderen deutschen Industriebranchen ge-
wachsen und blieb hinter der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung zurück. Es fehlten durchgreifende Impul-
se von der Weltwirtschaft. Vor allem die Entwicklung in 
den Schwellenländern verlief enttäuschend: Russland 
und Brasilien befanden sich in einer Rezession, in China 
schwächte sich das Wachstum deutlich ab. Diese Kom-
bination bremste weltweit die Industrieproduktion. Ent-

2016 war ein durchwachsenes Jahr für die chemisch-
pharmazeutische Industrie in Deutschland. Die Branche 
hat ihre Investitionen auf hohem Niveau und die Auslas-
tung ihrer Produktionsanlagen stabil gehalten. Das Um-
satzwachstum war aber insgesamt schwächer als noch 
vor einem Jahr erwartet. Die Umsätze sind, im Wesent-
lichen infolge gesunkener Rohstoff- und Verkaufspreise, 
zurückgegangen. Diese Bilanz ist unbefriedigend, auch 
wenn sie in Anbetracht der politischen Turbulenzen in Eu-
ropa und der Verunsicherung vieler Marktteilnehmer nicht 
überraschend kommt.
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waren in diesem Jahr rückläufi g. Die Unternehmen inves-
tierten knapp 8,4 Mrd. Euro an ausländischen Standorten 
– fast 3% weniger als im Jahr zuvor. Dennoch liegen die 
Auslandsinvestitionen weiterhin deutlich über dem durch-
schnittlichen Niveau in Deutschland. Die Forschungsbud-
gets der Branche wurden erneut aufgestockt. Insgesamt 
gaben die chemisch-pharmazeutischen Unternehmen 
2016 rund 10,7 Mrd. Euro für Forschung und Entwicklung 
aus. Das sind 2% mehr als im Vorjahr.

Perspektiven 2017

Eine Trendwende im Chemiegeschäft ist nicht in Sicht. Es 
wird vermutlich 2017 ohne nennenswerte Dynamik bleiben. 
Die Unternehmen geben sich jedenfalls zurückhaltend, 
was die weitere Geschäftsentwicklung betrifft. Die Verun-
sicherung wegen der anhaltenden Wachstumsschwäche 
der Schwellenländer trägt dazu ebenso bei wie die Sorge 
um die Stabilität Europas. Auch außerhalb des Kontinents 
ist die wirtschaftliche Großwetterlage schwierig: Welchen 
Weg die USA unter Präsident Trump handelspolitisch ein-
schlagen werden, ist noch nicht klar. Das von ihm ange-
kündigte Programm zur Infrastruktur und die versprochene 
Steuersenkung könnten die Wirtschaft kurzfristig beleben. 
Dagegen hätte die Umsetzung der angekündigten protekti-
onistischen Handelspolitik negative Auswirkungen.

Für 2017 rechnen wir mit einem Produktionsplus in der 
chemisch-pharmazeutischen Industrie von 0,5%. Bei leicht 
steigenden Preisen (+0,5%) sollte der Umsatz um rund 1% 
auf etwa 185 Mrd. Euro wachsen. Während das Inlands-
geschäft stagniert, dürfte der Auslandsumsatz um 1,5% 
zulegen.

Zukunftschancen für die deutsche Chemie bis 2030

Auch wenn kurzfristig wenig positive Impulse für die Che-
miekonjunktur in Deutschland zu erwarten sind: Die län-
gerfristigen Chancen bleiben gleichwohl gut. Das zeigt die 
Aktualisierung unserer Projektion für die Branche bis 2030, 
die wir gemeinsam mit Prognos erstellt haben. Der welt-
weite Chemiemarkt ist bis 2030 ein dynamischer Wachs-
tumsmarkt. Wir gehen von einer Zunahme der globalen 
Chemienachfrage von 3,4% pro Jahr aus. Dadurch bieten 
sich Chancen für die deutsche chemisch-pharmazeutische 
Industrie, an die Erfolge der Vergangenheit anschließen zu 
können – auch wenn ihr Wachstum nicht mit dem globalen 
Tempo Schritt halten kann: Nach den neuen Berechnun-
gen wächst die deutsche Chemieproduktion im Prognose-
zeitraum um 1,5% pro Jahr. 

Die Analyse unterstreicht: Deutschland wird auch in Zu-
kunft einer der bedeutendsten Chemiestandorte der Welt 
bleiben. Diese Perspektive muss aber strategisch erarbei-

sprechend langsam wuchs die globale Nachfrage nach 
Chemikalien.

Das bekamen auch die Chemie- und Pharma-Unterneh-
men in Deutschland zu spüren. Die Nachfrage nach Che-
mikalien und Pharmazeutika blieb im In- und Ausland 
schwach. Gleichzeitig war der Wettbewerbsdruck hoch, 
und die Preise standen unter Druck. Bei nahezu konstan-
ten Mengen lag die Kapazitätsauslastung bei durchschnitt-
lich 83,7%. Ein Wert, der eher am unteren Rand der ver-
gangenen drei Jahre angesiedelt ist.

Nicht in allen Teilen der Branche war die Entwicklung ein-
heitlich. Ein leichtes Wachstum verzeichneten die Basis-
chemikalien. Die Herstellung von Petrochemikalien legte 
um 0,5% zu. Bei Polymeren betrug das Plus 1,5%. Anorga-
nische Grundstoffe schnitten dagegen schlechter ab: Die 
Produktion von Industriegasen, Düngemitteln und ande-
ren anorganischen Grundstoffen sank 2016 um 1,5%. Für 
die Sparte der Fein- und Spezialchemikalien ergab sich 
im Vergleich zum Vorjahr ein Produktionsminus von 0,5%. 
Die Hersteller von konsumnahen Chemikalien wie Seifen, 
Wasch- und Reinigungsmitteln oder Kosmetika mussten 
ihre Produktion um 2,5% drosseln. Die Pharma-Nachfrage 
erwies sich dagegen als robust. Die Hersteller erzielten ein 
Produktionsplus von 2,0%

Über alle Sparten hinweg sanken die Chemikalienpreise 
im Jahr 2016 um 2,0%. Auslöser waren sinkende Rohstoff-
preise, die die Unternehmen rasch an ihre Kunden wei-
tergeben mussten, um ihre Kapazitäten auszulasten. Die 
Preise für Rohöl lagen 2016 wegen der anhaltend schwa-
chen Weltkonjunktur und hoher Fördermengen im Jahres-
durchschnitt mit 44 US-$ pro Barrel 16% unter dem Niveau 
des Vorjahres. Naphtha, der wichtigste Rohstoff der deut-
schen Chemie, verbilligte sich in ähnlicher Größenordnung. 
Wegen der sinkenden Chemikalienpreise schrumpfte der 
Branchenumsatz 2016 trotz gestiegener Produktions-
menge um 3% auf 183 Mrd. Euro. Im Inland bestellten die 
industriellen Kunden deutlich weniger Chemikalien. Der 
Inlandsumsatz sank um 4,0% auf 71,5 Mrd. Euro. Kaum 
besser verlief das Auslandsgeschäft. Der Auslandsumsatz 
sank um 2,5% auf 111,5 Mrd. Euro.

Trotz des schwierigen konjunkturellen Umfelds blieb die 
Beschäftigung in der Chemie- und Pharmaindustrie 2016 
stabil. Die Zahl der Arbeitsplätze ist mit 446 300 Beschäf-
tigten unverändert. 

Bei den Investitionen in Sachanlagen deutete sich bereits 
2015 eine Trendwende an: Nach vier Jahren steigender 
Budgets stagnierten die Ausgaben. 2016 investierten die 
Chemieunternehmen mit 7,1 Mrd. Euro nun 0,3% weni-
ger als im Jahr davor. Auch die Investitionen im Ausland 
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nissen gibt, die den Weg innovativer Produkte vom Labor 
zum Markt unnötig erschweren. Hier messbare Fortschritte 
zu erreichen, zahlt sich für Unternehmen und Kunden aus. 
Um die Forschungsintensität weiter zu steigern, braucht un-
sere Branche den Rückenwind der Politik. Der VCI hat des-
halb einen Zwölf-Punkte-Plan erstellt, wie Deutschland bei 
Innovationen weiter an der Spitze mitspielen kann. Als wich-
tigste Handlungsfelder wurden identifi ziert: 

• Innovationskultur stärken und Talente fördern; 

• regulative Barrieren abbauen durch „bessere Rechtset-
zung“ und Gesetzesfolgenabschätzung für Innovatio-
nen einführen; 

• Forschungsförderung intensivieren sowie 

• Forschungskooperationen zwischen Industrie und Wis-
senschaft vereinfachen und

• anwendungsorientierte Forschung stärken. 

Hilfreich wäre zudem die Einführung einer steuerlichen 
Forschungsförderung. Sie würde zusätzliche Forschungs-
aufwendungen der Unternehmen und mehr Wirtschafts-
wachstum stimulieren. Zwei Drittel der 34 OECD-Länder 
und die Hälfte der EU-Staaten setzen diesen Hebel für 
mehr Innovationen bereits mit Erfolg ein. 

Darüber hinaus sollten Innovationen stärker nach ihrem 
potenziellen Nutzen und weniger nach ihrem möglichen 
Risiko bewertet werden. Die bisherige Risikobewertung 
führt dazu, dass Innovationen schon früh gestoppt werden, 
ohne dass deren Nutzen in der Praxis überhaupt bewertet 
werden konnte. Der VCI setzt sich deshalb für ein Innovati-
onsprinzip ein. 

tet werden. Die Komponenten einer erfolgversprechenden 
Strategie für die Branche lauten: Chancen der Globalisie-
rung und Digitalisierung von Wertschöpfungsketten nut-
zen, auf Spezialchemikalien und Pharma fokussieren, In-
novationsoffensive starten, Ressourceneffi zienz erhöhen, 
Rohstoffbasis diversifi zieren und Produktivität steigern. 

Industriepolitik

Die zweite Voraussetzung dafür, dass sich die deutsche 
Chemie auf den globalen Märkten mit ihren Produkten 
durchsetzen kann, sind die wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen: Zwar sind in Brüssel und Berlin mit der 
Initiative „Better Regulation“ oder dem Bündnis „Zukunft 
der Industrie“ durchaus positive Ansätze erkennbar. Aber 
darüber hinaus hat sich das politische Umfeld für industri-
elle Produktion kaum verbessert.

Insbesondere die Energie- und Klimapolitik bleibt die Achil-
lesferse der deutschen Industrie. Denn Energiekosten sind 
ein wichtiger Faktor im globalen Standortwettbewerb. Die 
Nachteile des Standorts Deutschland bei den Energie- und 
Rohstoffkosten im Prognosezeitraum dämpfen die Ent-
wicklungsmöglichkeiten für die deutsche Chemieindustrie. 
Eine sichere und bezahlbare Energieversorgung ist eine 
Zukunftsfrage für den Industriestandort. Daher plädiert der 
Verband der Chemischen Industrie (VCI) für eine grundle-
gende Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
in der nächsten Legislaturperiode, die Ausbau und Preise 
wirtschaftlich und kosteneffi zient gestaltet. Dabei sollte 
auch eine alternative Finanzierung der Förderung erneuer-
barer Energien in den Blick genommen werden.

Handlungsbedarf für die Politik besteht auch beim Thema 
Innovationsfähigkeit. Die VCI-Studie „Innovationen den Weg 
ebnen“ hat gezeigt, dass es eine Reihe von externen Hemm-

Klaus Mittelbach

Elektroindustrie: Leitbranche der Digitalisierung

dass sich die sehr exportorientierten Unternehmen der 
Elektroindustrie mit weiter zunehmenden wirtschaftlichen 
und politischen Unsicherheiten konfrontiert sehen.

Leichte Zuwächse bei Produktion und Umsatz

Aus konjunktureller Sicht entwickelte sich die deutsche 
Elektroindustrie im vergangenen Jahr insgesamt eher ver-
halten. Die preisbereinigte Produktion stieg in den ersten 
zehn Monaten 2016 gegenüber dem entsprechenden Vor-

Vor dem Hintergrund einer nach wie vor gedämpften welt-
wirtschaftlichen Entwicklung sowie zahlreicher globaler 
Risiken war die Konjunkturentwicklung in der deutschen 
Elektroindustrie 2016 nur leicht positiv. Vor allem war das 
Jahr von einschneidenden politischen Ereignissen ge-
prägt, die die Branche auch 2017 und darüber hinaus be-
schäftigen dürften. Das Brexit-Votum, der überraschende 
Wahlausgang in den USA, das Ergebnis des Verfassungs-
referendums in Italien und die weltweit zunehmende Anti-
Globalisierungs-Rhetorik sind nur einige Gründe dafür, 
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jahreszeitraum um 1%. Der Umsatz, der auch Dienstleis-
tungen und Software umfasst, unterliegt immer auch Wäh-
rungseinfl üssen. Er wuchs im selben Zeitraum um lediglich 
0,5% auf 146 Mrd. Euro. Dabei legten die Erlöse mit Kun-
den aus dem Inland geringfügig stärker zu als mit Abneh-
mern aus dem Ausland.

Die einzelnen Fachbereiche zeigten 2016 erneut große Un-
terschiede. Der Umsatz der beiden größten Bereiche Auto-
mation und Elektronische Bauelemente stieg zwischen Ja-
nuar und Oktober gegenüber dem Vorjahr um jeweils 1,5%. 
In der Elektromedizin konnte ein kräftiger Zuwachs von 6% 
verbucht werden, während der gesamte Gebrauchsgüter-
bereich nur um 0,5% wuchs. Erlösrückgänge gab es unter 
anderem in der Energietechnik (-1%), bei den Schienen-
fahrzeugen (-9,5%) und in der Informationstechnik (-6%).

Die Zahl der Beschäftigten in der deutschen Elektroindus-
trie, dem zweitgrößten industriellen Arbeitgeber hierzulan-
de, ist seit Anfang 2016 um 3000 auf 852 000 gestiegen. 
Bei den Bruttoanlageinvestitionen planten die Unterneh-
men im letzten Jahr mit einem Anstieg von 8% gegenüber 
2015 auf insgesamt 7 Mrd. Euro. Für knapp die Hälfte der 
Firmen stand dabei die Erweiterung der Produktionskapa-
zitäten im Vordergrund.

Elektroexporte weiter auf Rekordkurs

Der globale Handel wächst inzwischen untypischerweise 
langsamer als die globale Wertschöpfung. Dennoch konn-
ten von Januar bis Oktober 2016 die Exporte einschließlich 
Re-Exporten der deutschen Elektroindustrie ihr Vorjahres-
niveau mit 150 Mrd. Euro um 3,5% übertreffen. Dabei ver-
zeichneten die Ausfuhren in die Gruppe der Industrielän-
der einen etwas stärkeren Zuwachs als die Exporte in die 
Schwellenländer. Die Lieferungen in die USA – 2015 größter 
Abnehmer deutscher Elektroexporte – legten in den ersten 
zehn Monaten 2016 um 1% gegenüber dem Vorjahr zu. Die 
Exporte nach China – die Nummer zwei im Abnehmerran-
king – stiegen im selben Zeitraum um 7%, während die 
Lieferungen nach Frankreich an Position 3 kaum mehr als 
stagnierten. Ein deutliches Plus gab es bei den Ausfuhren 
in die Eurozone (+2,5%). Zwar fi el das Geschäft mit von 
Rohstoffen abhängigen Ländern wie Russland (-1,5%) und 
Brasilien (-6%) erneut schwach aus. Unterm Strich dürften 
die Exporte der deutschen Elektroindustrie jedoch 2016 
zum wiederholten Male ein Rekordhoch erreicht haben. 

Die Importe elektrotechnischer und elektronischer Erzeug-
nisse nach Deutschland stiegen von Januar bis Oktober 
2016 um 3% auf 136 Mrd. Euro gegenüber dem Vorjahr – 
und damit seit längerer Zeit wieder etwas langsamer als 
die Exporte.

Politische Risiken sorgen für Unsicherheit

Der Ausblick auf 2017 wird durch zahlreiche Risiken ge-
trübt. Der Internationale Währungsfonds geht davon aus, 
dass die Weltwirtschaft auch in diesem Jahr nur mit ange-
zogener Handbremse wachsen wird. Die Elektrobranche 
steht für ein Siebtel der gesamtwirtschaftlichen deutschen 
Exporte und für knapp ein Fünftel des Bestandes an Direkt-
investitionen des deutschen Verarbeitenden Gewerbes im 
Ausland. Sie blickt mit Sorge vor allem auf die zunehmen-
de Anti-Globalisierungs-Stimmung, die durch hartnäckige 
konjunkturelle Probleme vielerorts noch zusätzlich befeu-
ert werden könnte. Weltweit nimmt die Skepsis gegenüber 
Freihandel und offenen Grenzen im Allgemeinen zu. Das 
hat sich nicht zuletzt auch in der Entscheidung der Briten 
für den Austritt aus der EU gezeigt. Großbritannien ist im-
merhin der viertgrößte Abnehmer deutscher Elektroexpor-
te und der drittgrößte ausländische Investitionsstandort 
der Branche. Solange die zukünftigen Beziehungen mit der 
EU nicht neu geordnet sind, wird die Verunsicherung der 
Unternehmen anhalten und auf die Investitionsneigung, die 
Einstellungsbereitschaft und die Verbraucherstimmung in 
ganz Europa abfärben. Viele Fragezeichen stehen außer-
dem hinter dem zukünftigen wirtschaftspolitischen Kurs 
der USA. Nach dem überraschenden Ausgang der Präsi-
dentschaftswahl könnten sie auf eine neue Politik des Pro-
tektionismus und der Abschottung zusteuern. Nicht zuletzt 
sind Bankenkrise, Verschuldungsproblematik und ein ge-
bremster Reformprozess in Italien Sinnbilder zahlreicher 
nach wie vor ungelöster Strukturprobleme des gesamten 
Euroraums.

Auch die Frühindikatoren für die deutsche Elektroindust-
rie lassen uns wieder konservativ-vorsichtig auf das neue 
Jahr blicken. Der jüngsten Konjunkturumfrage des Zentral-
verbandes Elektrotechnik- und Elektronikindustrie (ZVEI) 
zufolge erwarten zwar vier von fünf Elektrounternehmen 
für 2017 ein Umsatzplus von 2% bis 4%. Allerdings lagen 
die Auftragseingänge von Januar bis Oktober 2016 noch 
um 1,5% unter dem Vorjahr. Dabei gingen die Bestellungen 
aus dem In- und Ausland um 0,5% bzw. 2% zurück. 

Das Geschäftsklima in der deutschen Elektroindustrie war 
in den vergangenen Monaten von einem Auf und Ab ge-
prägt. Zwar verbesserte sich die Einschätzung der aktuel-
len Geschäftslage zuletzt etwas. Die Erwartungen für die 
kommenden sechs Monate gingen dagegen tendenziell 
zurück. Per saldo liegen aber weiterhin alle Stimmungsin-
dikatoren im positiven Bereich.

Elektroindustrie als Leitbranche der Digitalisierung

Richtet man seine Aufmerksamkeit – jenseits kurzfristiger 
konjunktureller Entwicklungen – auf die großen wirtschaft-
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lichen und gesellschaftlichen Herausforderungen, so eröff-
nen sich für die deutsche Elektroindustrie zahlreiche Po-
tenziale. Der weltweite Strukturwandel beschleunigt sich 
rasant und folgt dabei stabilen Megatrends. Darunter fallen 
beispielsweise das globale Streben nach Wohlstand, der 
demografi sche Wandel sowie der enorme Bedarf an Inf-
rastrukturen, neuen Formen der Mobilität, Sicherheit oder 
Energieeffi zienz. Mit ihren innovativen Technologien hat die 
Elektroindustrie die Chance, von diesen Trends wesentlich 
zu profi tieren. 

Zu den Megatrends gehört allen voran die Digitalisierung. 
Eine neue Studie von IW Consult und Fraunhofer Institut 
für System- und Innovationsforschung im Auftrag des ZVEI 
zeigt, dass die Elektroindustrie für die digitale Transfor-
mation der Wirtschaft die maßgebliche Enabler-Branche 
ist. Sie macht durch ihre Technologien und Produkte die 
Digitalisierung der Industrie überhaupt erst möglich. Ein 
weiteres Ergebnis der Studie ist, dass die Elektroindust-
rie sowohl als Anbieter als auch Anwender digitaler Pro-
dukte und Dienste bereits weiter entwickelt ist als andere 
Branchen. Gleichwohl hat sie ihr Potenzial bei weitem noch 
nicht ausgeschöpft. So stehen z.B. neue, datengetriebene 
Geschäftsmodelle und Dienstleistungsangebote noch am 
Anfang. Hier werden besonders hohe Wertschöpfungs-
potenziale gesehen. Dabei muss verhindert werden, dass 
sich zwischen kleinen und mittleren Unternehmen auf der 
einen und großen Firmen auf der anderen Seite eine dauer-
hafte digitale Kluft auftut. Der Abbau von Hemmnissen für 
die Digitalisierung erfordert entschlossene Veränderungs-
bereitschaft und zukunftsorientierte Weichenstellungen 
gleichermaßen in Unternehmen, Politik und Wissenschaft. 
Wichtig sind vor allem die Förderung der digitalen Kompe-
tenz über die gesamte Bildungskette, die Gewährleistung 
von Datensicherheit, der fl ächendeckende Ausbau einer 
leistungsfähigen und industrietauglichen Breitbandinfra-
struktur, die Förderung von datengetriebenen Innovationen 

sowie die Stärkung von Schlüsseltechnologien, beispiels-
weise in den Bereichen Netzkommunikation, Mikroelektro-
nik und Embedded Software.

Volkswirtschaftliche Kennziffern überdenken

Nicht zuletzt müssen wir grundlegend hinterfragen, wie 
wir Wachstum und Wohlstand in digitalisierten Volkswirt-
schaften zukünftig überhaupt adäquat messen können. 
Das Konzept der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen stammt in seiner heutigen Form aus der ersten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts. Das gängigste Wohlstandsmaß, 
das Bruttoinlandsprodukt, sollte ursprünglich lediglich 
als Produktionskennzahl dienen. Unser Verständnis von 
Wohlstand löst sich durch die Digitalisierung aber immer 
mehr von physischen Produktionsmengen. Heute spielen 
Dienstleistungen, Software und andere immaterielle bzw. 
digitale Produkte eine herausragende Rolle. Neue Ansätze 
benötigen wir nicht nur bei der Erfassung der Wirtschafts-
leistung, sondern auch in weiteren Teilbereichen der Indi-
katorik. So sollten wir unser Verständnis darüber schär-
fen, wie sich Wissen von Querschnittsbranchen wie der 
Elektroindustrie, die jährlich weit mehr als 20 Mrd. Euro für 
Innovationen aufwendet, in modernen Wertschöpfungs-
netzwerken verbreitet und wie es dort andere Teile der 
Wirtschaft befördert. Auch braucht es einen erweiterten 
Investitionsbegriff. Hier kommt eine Diskussion über die 
Indikatoren gerade erst in Gang.

Alles in allem lässt sich zusammenfassen: Zur Bewältigung 
der digitalen Transformation ist ein starker Gestaltungswil-
le von Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft 
erforderlich. Gemeinsam müssen wir noch viele Herausfor-
derungen bewältigen. Die Elektroindustrie kann dabei den 
digitalen Wandel aktiv mitgestalten und wesentlich zum Er-
folg der deutschen Wirtschaft in der Digitalökonomie des 
21. Jahrhunderts beitragen.

Ralph Wiechers

Maschinen- und Anlagenbau: trotz Stolpersteinen vorsichtig 
optimistisch

Maschinenbau aber nochmal etwas an Fahrt gewonnen 
haben, sodass ein jahresdurchschnittliches Wachstum 
von 0% durchaus realistisch ist. 2017 sollte die Maschi-
nenproduktion real um 1% zulegen können – vor allem, 
weil die, wenn auch moderate, Nachfrage der europä-
ischen Kunden das Gesamtergebnis stabilisiert und zu-
dem Belastungen aus einigen großen Entwicklungs- und 

2016 hat sich wieder einmal gezeigt: Der deutsche Ma-
schinen- und Anlagenbau hält Kurs auch in unsicheren 
Zeiten. Denn rückblickend verlief das vergangene Jahr 
alles andere als stetig. Einem gemessen an den Erwar-
tungen recht guten Start folgte im Sommer eine deutliche 
Tempodrosselung, deren Gründe vor allem im außenwirt-
schaftlichen Umfeld lagen. Zum Jahresende dürfte der 
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sche Wirtschaft unterliegt einem tiefgreifenden Struktur-
wandel. Leidtragende sind sowohl in China produzieren-
de Maschinenbauer – das Umsatzwachstum des chinesi-
schen Maschinenbaus verlangsamte sich deutlich auf nur 
noch 3% nominal – als auch die Maschinenexporteure – 
die Maschinenausfuhren aus Deutschland verbuchten in 
den ersten drei Quartalen 2016 gar einen Rückgang von 
11%. Nicht überraschend befi ndet sich auch Russland 
weiter im Sinkfl ug. Der Export deutscher Maschinen, An-
lagen und Komponenten hat sich seit 2012 nahezu hal-
biert, doch eine Bodenbildung ist in Sicht. 

Unbefriedigend ist des Weiteren die Lage in Nord-, vor al-
lem aber in Südamerika. Die US-Maschinenbauer selbst 
haben 2016 das Vorjahresniveau nach Schätzungen des 
Verbandes Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VD-
MA) um 2% real verfehlt. Und auch die Maschinenliefe-
rungen aus Deutschland in diesen wichtigsten Übersee-
markt sind – Stand September 2016 – in dieser Größen-
ordnung rückläufi g, dank der kräftigen Zuwächse in den 
Vorjahren aber nach wie vor auf hohem Niveau. Demge-
genüber mussten in Lateinamerika Einbußen von 10% 
verkraftet werden. Der größte Brocken davon entfällt auf 
Brasilien, dessen Maschinenimporte aus Deutschland um 
ein Drittel sanken. Positive Ausnahmen sind Argentinien 
sowie Mexiko. 

Dass sich die Einbußen auf den Auslandsmärkten insge-
samt dennoch im Rahmen halten, ist im Wesentlichen den 
europäischen Kunden zu verdanken. Die Ausfuhren in die 
Euro-19-Zone sowie in die EU-Partnerländer legten mo-
derat zu. Sie tragen damit wesentlich zur Stabilisierung 
der Exporterlöse bei. Der bevorstehende Austritt Groß-
britanniens zeigt bisher noch keine wesentlichen Spuren. 
Lediglich die preisliche Wettbewerbssituation gegenüber 
den britischen Produzenten hat sich durch das schwache 
Pfund verschlechtert. Positive Nachrichten kommen auch 
aus Südostasien. Innerhalb der Region sticht insbeson-
dere Malaysia mit einem sehr guten Wachstum hervor. 
Wie überhaupt Exporterfolge in zahlreichen Ländern der 
zweiten und dritten Reihe helfen, die Einbußen in den lan-
ge ach so gelobten BRIC-Staaten zu kompensieren. 

Auftragseingang – keine durchgreifende Änderung 

Was nun die kommenden Monate betrifft, so signalisieren 
die Auftragseingänge aktuell eher ein „Weiter so“ der ins-
gesamt lustlosen Seitwärtsbewegung. Fehlende Nach-
frageimpulse sorgten in den ersten zehn Monaten 2016 
preisbereinigt für ein Minus von 1%. Die Aufträge aus dem 
Inland gingen dabei leicht zurück. Die Bestellungen aus 
den Partnerländern der Eurozone verfehlten ihr Vorjahres-
niveau sogar deutlich, wobei durch einige außerordent-
liche Großaufträge im Vorjahr der Vergleich verzerrt ist. 

Schwellenländern spürbar nachlassen. Ein breit angeleg-
ter konjunktureller Aufschwung ist jedoch weiterhin nicht 
in Sicht.

Maschinenproduktion – fehlende Dynamik 

Das Wachstum der deutschen Maschinenproduktion ent-
wickelte sich 2016 sehr volatil. Nach einem soliden ersten 
und zweiten Quartal wurde die Produktion in den Som-
mermonaten ungewöhnlich stark gedrosselt. Dieser tem-
poräre Rücksetzer schien im September zwar überwun-
den, doch der Oktober zog das Gesamtergebnis aber-
mals ins Minus. So schrammt die Maschinenbaubranche 
im kumulierten Vorjahresvergleich der ersten zehn Mona-
te mit einem Minus von 0,7% knapp an den Erwartungen 
vorbei. Wegen des üblichen Spurts zum Jahresende er-
scheint die Prognose vom Nullwachstum für das Gesamt-
jahr 2016 dennoch nach wie vor als realistisch.

Nullwachstum – kein rein deutsches Phänomen

Die alles in allem unbefriedigende Nachfrage nach deut-
schen Maschinenbauprodukten ist keineswegs ein rein 
deutsches Phänomen. Auch der Weltumsatz mit Maschi-
nen stagniert. Die weltweite Nachfrage nach Investitions-
gütern ist gegenwärtig einfach zu schwach, um auch nur 
ein geringes Wachstum generieren zu können. Für den 
Mangel an Dynamik gibt es mehrere Gründe. Das Wachs-
tum Chinas hat sich deutlich verlangsamt, und noch da-
zu verlagern sich die Wachstumskräfte von der Industrie 
zum Dienstleistungssektor und innerhalb der Industrie 
von Investitionsgütern zu Konsumgütern. Vielen Rohstoff 
fördernden und exportierenden Ländern hat der Preisver-
fall arg zugesetzt und ihre Investitionsnotwendigkeiten 
und -möglichkeiten stark eingeschränkt, auch wenn die 
Notierungen vieler Industrie- und Agrarrohstoffe seit ei-
nigen Monaten wieder moderat aufwärtsgerichtet sind. 
Und die Erholung des Euroraums wird nach wie vor durch 
hartnäckige strukturelle Schwächen mancher Mitglieds-
länder – wie ausfallgefährdete Kredite in italienischen und 
portugiesischen Bankbilanzen oder Wettbewerbsdefi -
zite der französischen und italienischen Volkswirtschaf-
ten – belastet. Ein wesentlicher Grund für den fehlenden 
Schwung dürfte jedoch die durch zahlreiche alte und 
neue geopolitische Risiken immer wieder aufs Neue ge-
schürte Unsicherheit der Märkte sein. 

Maschinenexport – Treiber ist Europa

Die Folgen der weltweiten Verunsicherung können ein-
drücklich sowohl in den Umsätzen der führenden Maschi-
nenbaunationen als auch in den Exporten der deutschen 
Maschinenbauer beobachtet werden. Allen voran sind 
erhebliche Rückläufe in China zu verbuchen. Die chinesi-
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kung, und selbst das italienische Votum gegen die Verfas-
sungsreform Renzis wurde von den Märkten weitgehend 
sang- und klanglos weggesteckt. 

Daneben könnte es 2017 auch von den Exporten nach 
Übersee her endlich wieder einen positiven Impuls für 
den deutschen Maschinenbauumsatz geben. Gespeist 
wird er zum einen durch nachlassende Belastungen aus 
Krisenländern. So sind die Maschinenbauexporte nach 
Russland bereits auf der Talsohle angelangt, und Ähn-
liches steht uns bald für Brasilien bevor. Zum anderen 
bieten sich gegebenenfalls, so paradox das klingen mag, 
verbesserte Absatzperspektiven ausgerechnet in den 
USA. Denn es wird dem designierten US-Präsidenten in 
kurzer Frist leichter gelingen, seinen expansiven fi skalpo-
litischen Kurs durchzusetzen, als den grenzüberschrei-
tenden Austausch von Gütern und Kapital wirkungsvoll 
einzuschränken. Schon jetzt unterstützt allein die Ankün-
digung einer fi skalischen Expansion die US-Notenbank 
bei ihrem Vorhaben, den geldpolitischen Fuß vorsichtig 
vom Gas zu nehmen. Weil derweil die EZB unbeirrt wei-
ter Liquidität in die Märkte pumpt, verbilligt sich der Eu-
ro, was wiederum über den Wechselkurs den positiven 
Impuls für wichtige Handelspartner der US-Amerikaner 
stärkt. 

Freihandel – Sicherung von Beschäftigung und 
Wohlstand in Europa 

Als Industrie mit einem Exportanteil von rund 75% ist der 
Maschinen- und Anlagenbau auf offene Märkte und Frei-
handel angewiesen, um erfolgreich sein zu können. Der 
freie Zugang zum Weltmarkt ist der Schlüssel für den Er-
halt der langfristigen Wettbewerbsfähigkeit. Nur so kön-
nen Arbeitsplätze und damit Wohlstand in Deutschland 
und Europa gesichert werden. 

So, wie wir freien Zugang für unsere Maschinen und An-
lagen, für Kapital und auch für Personen in unseren Ab-
satzmärkten fordern, so selbstverständlich müssen wir 
das auch für ausländische Unternehmungen in unserem 
Heimatmarkt zulassen. Die Forderung lautet deshalb un-
missverständlich: Level Playing Field – gleiche Rechte 
und Pfl ichten für alle!

Insbesondere China ist in diesem Sinne für die europäi-
sche Maschinenbauindustrie kein einfacher Handelspart-
ner. Der Marktzugang ist mit Hindernissen gepfl astert, 
der Rechtsweg oft intransparent, chinesische Plagiatoren 
nehmen seit Jahren den unrühmlichen Spitzenplatz in der 
Rangliste der Produktfälscher ein, und auch bei Investitio-
nen in China gibt es Probleme. Ausländischen Niederlas-
sungen fehlt – im Gegensatz zur Situation in Deutschland 
– der Zugang zu lokalen Förderprogrammen. In bestimm-

Die Bestellungen aus den Nicht-Euroländern konnten da-
gegen etwas zulegen. Besonders Aufträge aus Entwick-
lungs- und Schwellenländern dürften einen spürbaren 
Anteil daran haben. Expansive wirtschaftspolitische Maß-
nahmen in Ländern wie China, Indien und Indonesien so-
wie die Entschärfung rezessiver Tendenzen in Russland 
und Brasilien zeigen offenbar erste Wirkung. Doch nach 
wie vor ist das Geschäft mit Maschinenbauprodukten 
gekennzeichnet durch über das Normale hinausgehende 
heftige Schwankungen ohne klare Tendenz. Es ist schon 
bemerkenswert, wie es den Unternehmen regelmäßig ge-
lingt, das erratische Hin und Her der Bestellungen aus-
zutarieren. Sichtbar wird dies an der Kapazitätsauslas-
tung, die sich seit drei Jahren in einem engen Band um 
84% bewegt, sowie einem Auftragsbestand, der seit Juni 
2015 auf einem weitgehend gleichbleibenden Niveau von 
durchschnittlich knapp sechs Monaten verharrt. 

Aussichten 2017 – moderat positiv 

Was nun die Erwartungen der Maschinenbauindustrie für 
das Jahr 2017 betrifft, scheint eine leichte Steigerung der 
Maschinenproduktion von real 1% nicht unrealistisch. 
Einerseits gibt es weiterhin Unsicherheiten im weltwirt-
schaftlichen und weltpolitischen Umfeld, die eine deut-
lichere Dynamik der Nachfrage nach Investitionsgütern 
im Allgemeinen und nach Maschinen- und Anlagenbau-
produkten im Besonderen verhindern. Dabei geht der 
sorgenvolle Blick nicht allein nach China, dessen staatli-
che Administration weiterhin einen Balanceakt zwischen 
strukturellem Umbau und konjunkturellen Impulsen voll-
zieht. Oder in die USA, wo ein neu gewählter Präsident 
mit einem kruden, teils widersprüchlichen Wahlprogramm 
zwar die Mehrheit der US-amerikanischen Wahldelegier-
ten hinter sich bringen konnte, aber weltweit für Ratlosig-
keit gesorgt hat hinsichtlich der Folgen seiner teils schon 
wieder relativierten fi nanz- und haushaltspolitischen 
Pläne. Der Blick richtet sich auch auf das unmittelba-
re Umfeld, die europäischen Nachbarn, wo Politiker die 
Herausforderung dringend notwendiger struktureller Ver-
änderungen durch Volksabstimmungen meinen lösen zu 
können und so nicht nur die eigene Zukunft und die ihres 
Landes gefährden, sondern auch den Zusammenhalt der 
EU.

Andererseits dürfte gerade die EU abermals für einen 
wenn auch moderaten Zuwachs der Nachfrage nach Ma-
schinenbauprodukten in Deutschland und anderen euro-
päischen Herstellerländern sorgen. Die Unterauslastung 
der Kapazitäten in wichtigen Kundenbranchen des Ma-
schinenbaus hat sich deutlich verringert, was sich bereits 
in einem besseren Stimmungsbild und einer hoffentlich 
bald auch wieder weniger gedämpften Investitionsnei-
gung niederschlägt. Der Brexit zeigt bisher wenig Wir-
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Es bedarf dafür einer klaren Roadmap der Maßnahmen, 
um Transparenz herzustellen und Vertrauen zu schaffen. 
Zudem darf sich die politische und öffentliche Diskussion 
vom Leitbild eines freien internationalen Kapital-, Waren- 
und Personenverkehrs nicht immer mehr entfernen. Statt 
Ängste zu schüren ist es Aufgabe der Politik, solchen Ten-
denzen klar entgegenzutreten. Nur so bleibt sie ordnungs-
politisch glaubwürdig, was wiederum unerlässlich ist für 
die Erfolgschancen deutscher Verhandlungspositionen für 
faire Wettbewerbsbedingungen im Ausland.

ten Wirtschaftszweigen gibt es – im Gegensatz zur Situa-
tion in Deutschland – den Zwang zu staatlich verordneten 
Joint Ventures. Mit der Erteilung von Visa für Mitarbeiter 
der deutschen Muttergesellschaft gibt es seit einigen 
Jahren erhebliche Schwierigkeiten. 

Die EU-Kommission und die deutsche Politik sind deshalb 
gefordert, die Verhandlungen zu intensivieren, damit China 
das eigene Land genauso öffnet, wie der europäische Bin-
nenmarkt für ausländische Investoren bereits geöffnet ist. 

Stefan Genth

Einzelhandel 2017: Kaufkraft stärken 

band Deutschland (HDE) ein Umsatzplus von nominal 
3,9% auf 91,1 Mrd. Euro. Dies ist ein Rekordwert, der 
allerdings auch auf einer besonders günstigen kalenda-
rischen Konstellation beruht. So hatten der November 
und der Dezember jeweils einen Verkaufstag mehr als 
noch im Vorjahr. Zudem war die Lage der Verkaufstage 
im Dezember außerordentlich günstig, da gegenüber 
dem Vorjahr je zwei umsatzstarke Freitage und Sams-
tage mehr zum Einkaufen zur Verfügung standen. Der 
Dezember 2016 könnte damit der erste Monat sein, in 
dem der deutsche Einzelhandel die Umsatzmarke von 
50 Mrd. Euro durchbricht.

Die Unternehmen profi tieren weiterhin von einer hohen 
Bereitschaft der Verbraucher, auch größere Anschaffun-
gen zu tätigen. Der Konsumklimaindex der Gesellschaft 
für Konsumforschung (GfK) bewegte sich zum Jahres-
wechsel auf einem guten Niveau. Eine Rolle spielen hier 
die niedrigen Zinsen und die positive Einkommensent-
wicklung. Politische Risiken als Folge des Brexit-Votums 
oder der Krise in der Türkei schlugen im Jahresverlauf 
2016 auf die Binnenwirtschaft kaum durch. 

Die Ergebnisse der HDE-Konjunkturumfrage im Sommer 
2016 komplettieren das positive Gesamtbild. Die Ge-
schäftslage als Saldo aus guten und schlechten Einschät-
zungen stieg auf +10 Saldenpunkte (Vorjahr +2) und damit 
auf ein Fünfjahreshoch. Positive Einschätzungen über-
wiegen auf breiter Front.

Ein deutlicher Dämpfer kommt vom Bekleidungseinzel-
handel, der aufgelaufen bis Oktober 2016 ein Umsatzmi-
nus von 1,2% hinnehmen muss. Lediglich ein Viertel der 
Unternehmen konnte seine Erlöse steigern. Das hat auch 

Die deutsche Wirtschaft zeigte sich 2016 in robuster 
Verfassung. Das Bruttoinlandsprodukt stieg um voraus-
sichtlich 1,8%. Wesentlicher Wachstumstreiber war der 
private Konsum mit einem Plus von 2,0%. Die Rahmen-
bedingen für die Binnenwirtschaft bleiben auch 2017 
insgesamt günstig. Dies betrifft insbesondere die Ein-
kommensentwicklung sowie die Situation am Arbeits-
markt, die sich unverändert positiv darstellt. So erhöhte 
sich die Zahl der Erwerbstätigen im November auf den 
Rekordwert von 43,8 Mio. Die Verbraucherpreise entwi-
ckelten sich auch 2016 mit einem Anstieg von 0,5% sehr 
moderat. Für 2017 ist mit einer Infl ationsrate von 1,5% 
zu rechnen. Wesentlicher Faktor sind hier auslaufende 
Effekte aus sinkenden Energiepreisen.

Unternehmen mehrheitlich zufrieden 

Der Einzelhandel ist mit der aktuellen Geschäftsentwick-
lung insgesamt zufrieden. Das ifo-Geschäftsklima blieb 
im Dezember 2016 auf einem guten Niveau stabil. Die 
Unternehmen konnten sich 2016 in einem sehr günsti-
gen Umfeld dabei noch etwas besser behaupten als er-
wartet. Die Gesamtumsätze des Einzelhandels werden 
2016 um voraussichtlich 2,5% auf dann 485,7 Mrd. Eu-
ro (ohne Umsatzsteuer) steigen. Preisbereinigt dürfte 
die Entwicklung um gut 2% über dem Vorjahr liegen. Zu 
berücksichtigen ist dabei, dass dem stationären Handel 
2016 drei Verkaufstage mehr (insgesamt 307) zur Verfü-
gung standen. Der Umsatzeffekt beträgt hier allein 1,4 
Prozentpunkte.  

Zur erfreulichen Entwicklung beigetragen hat auch das 
Weihnachtsgeschäft. Hier erwartet der Handelsver-
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beitrag des Außenhandels angesichts einer schwäche-
ren Dynamik in den BRICS-Staaten zurückgeht, ruhen 
die Hoffnungen vor allem auf dem privaten Konsum.

Angesichts der Rekordeinnahmen des Staates ist das 
nun der richtige Moment, die Bürger zu entlasten. Die 
Einnahmen steigen seit Jahren. Die Steuer- und Abga-
benquoten werden immer üppiger. Die Steuerquote in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt war 2015 mit 22,3% 
so hoch wie zuletzt 1985. Während das nominale Brutto-
inlandsprodukt seit 2010 um 20% stieg, legten die Steu-
ereinnahmen um 30% zu. Der Bund und zehn Bundes-
länder kamen im vergangenen Jahr ohne neue Schulden 
aus oder erwirtschafteten sogar Überschüsse. Zugleich 
profi tiert der Bund von den Niedrigzinsen, die ausgaben-
seitig zu einer Entlastung führen. Die Sparvermögen der 
Verbraucher werden durch die Niedrigzinsen dagegen in 
Mitleidenschaft gezogen.

Substanzielle Einkommenserhöhungen können Ausga-
beimpulse bei den Verbrauchern freisetzen. Davon pro-
fi tiert der Einzelhandel als drittgrößter Wirtschaftszweig. 
Nach OECD-Studien beträgt die durchschnittliche Ab-
gabenlast auf den Arbeitskosten für einen alleinstehen-
den Arbeitnehmer in Deutschland im Jahre 2016 immer-
hin 49,9%. Damit liegen wir hierzulande auf Platz 3 der 
höchsten Abgabenlasten innerhalb der OECD-Staaten. 
Der Staat hat es in der Hand, durch Entlastungen für hö-
here Netto-Einkommen zu sorgen und auf diese Weise 
Anreize beim privaten Konsum zu setzen.

Insbesondere sollten kleine und mittlere Einkommen 
entlastet werden, z.B. durch Maßnahmen bei den Sozi-
alabgaben. Dies würde dem Befund Rechnung tragen, 
dass gerade bei diesen Einkommen die Belastungen in 
erster Linie auf Sozialabgaben beruhen. Die entstehen-
den Ausfälle müssten dann aus dem Steueraufkommen 
fi nanziert werden. Auch sollte neben Grund- und Kinder-
freibeträgen der Steuertarif auf den Prüfstand gestellt 
werden. Dazu müsste der Mittelstandsbauch abgefl acht 
und die Tarifeckwerte nach rechts verschoben werden. 
Denkbar wäre auch, den Solidaritätszuschlag abzu-
schaffen.

Außerdem ist jetzt der richtige Zeitpunkt, um die Steuer-
belastung für die Handelsunternehmen gerechter zu ge-
stalten. Im Vordergrund steht dabei die Abschaffung der 
den Einzelhandel benachteiligenden Hinzurechnung von 
Mieten und Pachten bei der Gewerbesteuer. Denn die-
se Regelung sorgt dafür, dass Händler unter Umständen 
auch in Jahren ohne Gewinn zur Kasse gebeten werden. 
Die Hinzurechnungen belasten in Zeiten vielerorts sin-
kender Kundenfrequenzen gerade den auf teure Mietfl ä-
chen angewiesenen Einzelhandel. 

Einfl uss auf die Entwicklung an den jeweiligen Standor-
ten. So verläuft die Entwicklung in den Innenstädten – 
hier ist der Bekleidungshandel ein prägendes Element – 
vergleichsweise schlecht. Ein wesentlicher Faktor dürf-
ten hier rückläufi ge Kundenfrequenzen sein – gerade 
auch in den zentralen Lagen.

Umsatztreiber im Einzelhandel bleibt der Online-Handel, 
der seine Erlöse 2016 auf 44 Mrd. Euro steigern wird. Dies 
entspricht einem Anstieg zum Vorjahr von 11%. Auch der 
stationäre Handel wird wachsen. Der HDE rechnet hier 
mit einem Plus von 1%. Für die weitere Entwicklung im 
E-Commerce müssen die geeigneten Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden. Dazu zählt der Ausbau der 
Breitbandversorgung und offenes WLAN als Teil einer 
modernen Infrastruktur. Ohne diese Voraussetzungen 
wird Deutschland wirtschaftlich ins Hintertreffen gera-
ten und internationale Wettbewerbsfähigkeit einbüßen. 
Fast 40% der Händler klagen laut HDE-Umfrage über zu 
geringe Internetbandbreiten an ihren Standorten. Dieses 
Problem betrifft vor allem den ländlichen Raum, doch es 
hemmt auch in vielen Städten das Wachstum. Der Breit-
bandausbau muss daher das Ziel verfolgen, Stadt und 
Land fl ächendeckend mit schnellen und zuverlässigen 
Internetverbindungen zu versorgen.

Die Beschäftigungspläne der Unternehmen sind stabil. 
Der Einzelhandel wird im Jahresdurchschnitt weiterhin 
rund 3 Mio. Mitarbeiter beschäftigen. Über drei Viertel 
der Unternehmen rechnen mit einer konstanten Zahl von 
Mitarbeitern, jeweils 12% mit einem Auf- bzw. Abbau.

Privaten Konsum stärken

Die positive Entwicklung der Binnenkonjunktur darf nicht 
als selbstverständlich verstanden werden. Vielmehr 
muss die Politik jetzt die Rahmenbedingungen schaffen, 
damit der Konsum und der Einzelhandel auch in Zukunft 
eine tragende Säule für die Volkswirtschaft bleiben kön-
nen.

Der private Konsum ist mit einem Anteil von 54% am 
Bruttoinlandsprodukt die stärkste Kraft der Binnenwirt-
schaft. Nach einer anhaltenden Schwächephase leistet 
der private Konsum seit 2010 einen wesentlichen Beitrag 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Rekorderwerbstätigkeit, niedrige Arbeitslosenquote, 
stabile Verbraucherpreise, steigende Realeinkommen 
und die kräftige Zuwanderung haben diese Entwicklung 
forciert. Diese Konstellation wird in den kommenden 
Jahren so nicht Bestand haben. Wenn der Wachstums-
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Klaus Wiener

Versicherungsbranche 2017: komplexe Risikolandschaft, neue 
Chancen?

Die deutsche Versicherungswirtschaft blickt zum Be-
ginn des Jahres 2017 auf eine komplexe Risikolandschaft. 
Zahlreiche strukturelle Veränderungen wirken auf die Ver-
sicherungsmärkte und machen Anpassungen der Ge-
schäftsmodelle der Versicherer erforderlich. Neben dem 
anhaltenden Niedrigzinsumfeld und den in vielen Berei-
chen gestiegenen externen Risiken ist die fortschreitende 
Digitalisierung die wohl größte Herausforderung für die As-
sekuranz. Allerdings verbergen sich hier auch erhebliche 
Chancen. Mit den neuen Technologien können die Kosten-
effi zienz gesteigert werden sowie neue Märkte für inno-
vative Produkte und Services entstehen. Stichworte für 
zusätzliche Risikoabsicherungen sind der Schutz vor Cy-
berkriminalität, situative Kurzzeitversicherungen oder eine 
stärkere Versicherungsnachfrage bisher unterversicherter 
Gruppen durch zusätzliche Zugangswege zum Versiche-
rungsschutz. 

Trotz herausfordernder Rahmenbedingungen hat sich 
die Geschäftsentwicklung in der Versicherungswirtschaft 
nicht nur im Jahr 2016, sondern auch über die gesamte 
Finanzkrise hinweg äußerst stabil gezeigt. So betrug das 
durchschnittliche Beitragswachstum über die letzten zehn 
Jahre 1,9% p.a. Dies ist weniger als das durchschnittliche 
Wachstum des nominalen Bruttoinlandsprodukts (2,7%) – 
Kennzeichen eines reifen Versicherungsmarktes. Die der-
zeitigen grundlegenden Veränderungen könnten sich indes 
als neue Wachstumstreiber erweisen. Eine von steigenden 
Risiken und großer Veränderungsgeschwindigkeit gepräg-
te Welt ist kein Nullsummenspiel, sondern sie bietet auch 
viele Chancen für eine Branche, deren Kernprodukt die 
Absicherung von Risiken ist.

Solides, aber gedämpftes Wirtschaftswachstum 

Die konjunkturellen Rahmenbedingungen für die Asse-
kuranz dürften sich im Jahr 2017 als robust erweisen. Es 
ist allerdings damit zu rechnen, dass die konjunkturelle 
Grundtendenz der deutschen Wirtschaft leicht abnehmen 
wird. Die wirtschaftliche Aktivität hat in den letzten Jahren 
erheblich von Faktoren wie den stark gesunkenen Zinsen, 
dem schwachen Euro und dem massiven Verfall der Ener-
giepreise profi tiert. Deren Einfl uss dürfte über die Zeit aber 
schwächer werden. Der private Verbrauch, der sich nach 
Jahren der Quasi-Stagnation zuletzt erstaunlich gut ent-
wickelt hat, dürfte ebenfalls etwas an Schwung verlieren. 
Hier dürfte sich der Anstieg der Infl ation auf 1,5% als Bela-
stungsfaktor erweisen. Und schließlich wird es Brexit-be-

dingt sowie mit Blick auf den neuen US-Präsidenten eine 
längere Phase der Unsicherheit geben, die nicht gänzlich 
ohne Einfl uss auf den grenzüberschreitenden Handel und 
die ausländischen Direktinvestitionen bleiben wird. Ins-
gesamt halten wir es daher für wahrscheinlich, dass sich 
die Wachstumsrate auf 1,1% verringern wird, nach 1,9% 
im Jahr 2016. Dabei ergibt sich jedoch allein durch eine 
niedrigere Zahl an Arbeitstagen 2017 eine Verringerung der 
Wachstumsrate um ca. 0,3 Prozentpunkte.

Extremes Niedrigzinsumfeld

Zu den wesentlichen Herausforderungen der Assekuranz 
zählt nach wie vor das extreme Zinsumfeld. Im Verlauf des 
Jahres 2016 wurden hier neue Tiefstände markiert. Bemer-
kenswerte Details in diesem Zusammenhang sind: 

• Aktuell erheben sechs Notenbanken in Europa und die 
Bank von Japan Negativzinsen.

• Am 14.6.2016 ist die Rendite der tonangebenden zehn-
jährigen Bundesanleihe zum ersten Mal in ihrer Ge-
schichte negativ geworden.

• Weltweit rentiert etwa ein Drittel aller ausstehenden 
Staatsanleihen negativ.

Allerdings mehren sich in den letzten Monaten die Hinwei-
se darauf, dass die ultra-lockere Geldpolitik mehr Schaden 
anrichtet, als dass sie hilft. So kann der Zins seine wichtige 
Allokationsfunktion nicht mehr oder nur noch sehr einge-
schränkt wahrnehmen. Die makroprudenziellen Aufseher 
warnen zunehmend vor Risiken für die Finanzstabilität. 
Auch verliert der negative Zins seine Funktion als Ausdruck 
einer Zeitpräferenz. Eine der wesentlichen Merkmale des 
laufenden Konjunkturaufschwungs ist zudem die private 
Investitionsschwäche. Hierfür ist vor allem das mangeln-
de Vertrauen der Unternehmen in die Zukunft maßgeblich. 
Negative Zinsen dürften wohl kaum geeignet sein, dieses 
Vertrauen wiederherzustellen. 

Überdies machen sich die sehr niedrigen Zinsen immer 
deutlicher in den Portfolien der Versicherer bemerkbar. 
Bislang haben die Versicherten sehr stark davon profi tiert, 
dass die Versicherungswirtschaft ein langfristiger Kapital-
anleger ist. Dadurch war es möglich, trotz stetig fallender 
Kapitalmarktzinsen eine attraktive Rendite zu erwirtschaf-
ten. Selbst im Jahr 2015, als die Kurzfristzinsen bereits 
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negativ waren und der Langfristzins von Bundesanlei-
hen deutlich unter die Marke von 1% fi el, lag die laufende 
Durchschnittsverzinsung der Portfolien der Lebensversi-
cherer bei 3,6%. Auf Grund der weiteren Optimierung der 
Kapitalanlage ist es zudem gelungen, auch im Jahr 2016 
in der Neuanlage noch eine Rendite von gut 2% zu erwirt-
schaften. Je länger allerdings das extreme Niedrigzinsum-
feld anhält, umso mehr spüren dies die Kunden in der Ver-
zinsung ihrer Lebensversicherungsverträge. Vor diesem 
Hintergrund ist es an der Zeit, das „große geldpolitische 
Experiment“ zu beenden. Selbst nach Auffassung der EZB 
sind die Defl ationsrisiken überwunden, die verabreichte 
Medizin kann (und muss) also deutlich reduziert werden.

Ein bislang wenig genutztes Potenzial befi ndet sich im Be-
reich der Infrastrukturinvestitionen. Zwar haben sich die 
Anlagen der Assekuranz in Infrastruktur seit Ende des Jah-
res 2012 mehr als verdoppelt, sie liegen aber immer noch 
deutlich unter 1% der gesamten Kapitalanlagen. Gründe 
für die geringe Investitionsquote sind unter anderem das 
unzureichende Angebot an Projekten (Pipeline) sowie un-
günstige ökonomische und aufsichtsrechtliche Rahmen-
bedingungen. Gerade über mögliche  Investitionen der 
Versicherer in Infrastruktur im Rahmen einer neu zu grün-
denden Bundesautobahngesellschaft hat es in den letzten 
Monaten viele zum Teil hitzige Debatten gegeben. Dabei 
zeigt eine ganzheitliche Betrachtung in Form einer Kosten-
Nutzen-Analyse, dass sich der oftmals zitierte Finanzie-
rungsvorteil der öffentlichen Hand leicht ins Gegenteil ver-
kehrt, wenn der Zusatznutzen berücksichtigt wird, der sich 
mit der privaten Beschaffung von Infrastruktur verbindet. 
Diese Einschätzung wird auch in einem Bericht der Bun-
desregierung zu Öffentlich-Privaten Partnerschaften (ÖPP) 
bestätigt, in dem neben den Wirtschaftlichkeitsvorteilen 
insbesondere die Termintreue, die hohe Qualität und die 
Einhaltung des vereinbarten Kostenrahmens als Vorteile 
von ÖPP-Projekten herausgestellt werden. 

(Noch) keine signifi kante Zinswende

Angesichts der zum Jahresende 2016 merklich steigen-
den Kapitalmarktzinsen in den USA und im Euroraum 
stellt sich die Frage, ob dies der Beginn einer nachhaltigen 
Zinswende war. Tatsächlich spricht einiges dafür, dass der 
seit Anfang der 1990er Jahre zu beobachtende säkulare 
Abwärtstrend bei den Renditen gebrochen ist. Die ange-
kündigten höheren Staatsausgaben (USA), die zunehmen-
den protektionistischen Tendenzen (höhere Importpreise, 
Schwächung der Angebotsseite) sowie das letztlich zu er-
wartende Ende der extrem lockeren Geldpolitik sind hier 
wesentliche Gründe. Das voraussichtliche Ende des lang-
jährigen Bullenmarktes auf den Anleihemärkten bedeutet 
im Umkehrschluss aber nicht, dass die Renditen stark 
steigen werden. Das moderate Wachstum, die nach wie 
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dungen über Angriffe auf etablierte IT-Systeme machen 
sehr deutlich, dass hier ein erheblicher Absicherungsbe-
darf besteht. Gleiches gilt in einer komplexen Risikoland-
schaft für Produkte wie die Kredit-, Kautions- oder Ver-
trauensschadenversicherung. Zu guter Letzt dürften auch 
der Klimawandel und der damit verbundene höhere Bedarf 
an Absicherung gegen Elementarschäden das Beitrags-
wachstum stimulieren.

Digitalisierung eröffnet zahlreiche Chancen

Auch wenn die Digitalisierung im Versicherungsmarkt erst 
mittelfristig voll zum Tragen kommt, werden die Auswir-
kungen schon jetzt immer sichtbarer. Neben der Cyber-
versicherung bringt auch die Sharing Economy neue Ver-
sicherungsbedarfe mit sich, etwa im Bereich der Kfz-Ver-
sicherung oder Versicherungslösungen für die Betreiber 
von Internetplattformen. Die neuen Technologien bieten 
zudem vielfältige Chancen für innovative Produktansätze 
und einen passgenauen Versicherungsschutz. Beispiele 
sind die Telematik-Tarife in der Kfz-Versicherung, die mitt-
lerweile eine ganze Reihe von Versicherer im Angebot hat, 
oder Gebäudeversicherungen mit zusätzlichen Services 
zur Schadenprävention. Neue Wachstumschancen ent-
stehen darüber hinaus durch zusätzliche Möglichkeiten, 
Kunden zu erreichen und auch „kleinteiliges“ Geschäft 
wirtschaftlich anzubieten, z.B. per App abgeschlossene 
situative Versicherungsprodukte, mit denen ein akuter Be-
darf – etwa ein Unfallschutz für den Skiurlaub – gedeckt 
werden kann. 

Gleichermaßen bedeutend sind die Chancen der Digitali-
sierung für ein effi zienteres und kostengünstigeres Ange-
bot von Versicherungsschutz. Die Innovationsgeschwin-
digkeit wird dabei sowohl durch neuartige Anbieter am Ver-
sicherungsmarkt – nicht zuletzt die „InsurTechs“ – als auch 
durch die neuen Digitalisierungsstrategien der etablierten 
Anbieter befeuert. Produktlandschaft und Marktanteile 
werden sich verschieben. Welche innovativen Ansätze auf 
Kundeninteresse treffen und welche Strategien am Markt 
erfolgreich sein werden, wird sich erst im intensiven Wett-
bewerb erweisen. Auch hier wird es zudem darauf ankom-
men, dass der Marktprozess durch einen sachgerechten 
und innovationsfreundlichen Regulierungsrahmen und ein 
Level Playing Field unterstützt und nicht behindert wird.

vor geringe Infl ation, die aufgeblähten Zentralbankbilan-
zen und nicht zuletzt die anhaltende „Flucht in die Quali-
tät“ sprechen dafür, dass die Zinsen auf den wesentlichen 
Staatsanleihemärkten nur begrenzt steigen werden. So-
wohl im historischen Vergleich als auch gemessen an den 
Fundamentaldaten werden die Renditen in den westlichen 
Industrieländern wohl noch geraume Zeit auf sehr niedri-
gem Niveau verharren.

Beitragseinnahmen zeigen stabile Entwicklung

Trotz der zahlreichen Herausforderungen ist die Versiche-
rungswirtschaft weiterhin durch eine stabile Entwicklung 
gekennzeichnet. Das Beitragsaufkommen ist im Jahr 2016 
nahezu konstant geblieben. Für das laufende Jahr ist eine 
leicht positive Entwicklung zu erwarten. Mit Blick auf die 
einzelnen Sparten wird die Beitragsentwicklung in der Le-
bensversicherung voraussichtlich weiterhin leicht rückläu-
fi g sein, während die Beiträge in den verschiedenen Zwei-
gen der Schaden- und Unfallversicherung einem stabilen 
Wachstumspfad folgen dürften. 

In der Lebensversicherung wird sich das Niedrigzinsum-
feld weiterhin als der Hauptbelastungsfaktor erweisen, 
denn es beeinträchtigt die langfristige Sparneigung. Die 
Absenkung des Höchstrechnungszinses von 1,25% auf 
0,9% zum 1.1.2017 dürfte sich dagegen aufgrund des er-
reichten niedrigen Niveaus in den Absatzzahlen kaum noch 
bemerkbar machen. Positiv zu Buche schlagen sollte die 
gute wirtschaftliche Lage der privaten Haushalte, die von 
der stark verbesserten Arbeitsmarktlage profi tiert. Sicht-
bares Zeichen hierfür ist die niedrige Stornoquote. Und 
schließlich dürfte das Lebensversicherungsgeschäft auch 
von den neuen Produkten profi tieren, die im Niedrigzins-
umfeld als Alternative zur klassischen Lebensversicherung 
entstanden sind und in den Absatzzahlen der Versicherer 
immer mehr an Bedeutung gewinnen.

In der Schaden- und Unfallversicherung – und hier insbe-
sondere in den industriell-gewerblichen Zweigen – sollte 
sich die etwas geringere konjunkturelle Gangart als dämp-
fend erweisen. Allerdings sollte die komplexe Risikolage 
das Risikobewusstsein erhöhen und den Wunsch nach 
zusätzlicher Absicherung stärken. Zu nennen ist z.B. der 
Markt für Cyberversicherungen. Die zunehmenden Mel-
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